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Rechtsvorschriften für 
die Gasanlagen der Versor-
gungsunternehmen und 
ihrer Kunden 
Die rechtlichen Vorschriften für die techni-
sche Sicherheit der Anlagen der öffentli-
chen Gasversorgung bilden ein weitge-
hend eigenständiges, wenig geschlossenes
System von Rechtsvorschriften und techni-
schen Regeln, das speziell für die Belange
dieser Branche und ihrer technischen An-
lagen entwickelt worden ist. Zu diesen
„Energieanlagen“ gehören auch die Vertei-

leranlagen auf dem Gelände der Endver-
braucher. Wesentliches Unterscheidungs-
merkmal zu dem Regelungssystem für die
so genannten „überwachungsbedürfti-
gen“ Anlagen ist die der Gaswirtschaft
vom Gesetzgeber zugebilligte weitgehen-
de Eigenverantwortlichkeit, in deren Rah-
men sie die für die Energieanlagen maß-
geblichen technischen Regeln selbst entwi-
ckelt und anwendet. Es kommt daher bei
der Anwendung der technischen Regeln
und Rechtsvorschriften auf Gasanlagen
entscheidend darauf an, die in § 2 Abs. 7
Satz 3 Geräte- und Produktsicherheitsge-
setz (GPSG) gesetzlich geregelte Abgren-
zung zwischen diesen beiden Rechtsmate-
rien genau zu beachten.

Energieanlagen versus 
überwachungsbedürftige
Anlagen
In der Vergangenheit hat die richtige recht-
liche Einordnung der auf dem Gelände von
Industrie- und gewerblichen Gaskunden

der öffentlichen Versorgung liegenden
Gasanlagen vor dem Hintergrund der oben
genannten Abgrenzung der beiden unter-
schiedlichen Regelungssysteme für Ener-
gieanlagen und überwachungsbedürftige
Anlagen immer wieder zu Unklarheiten ge-
führt. Ein Anlass war beispielsweise die Er-
weiterung des Geltungsbereichs der ehe-
maligen Druckbehälterverordnung auf Lei-
tungen für brennbare Gase im Jahre 1989.
Eine Klarstellung konnte erst 1992 durch
Runderlasse der zuständigen Ministerien
des Bundes und der Länder herbeigeführt
werden. Darin wurde schon damals u. a.
festgestellt, dass es sich auch bei den mit
dem Netz des Gasversorgungsunterneh-
mens verbundenen Leitungen und dazuge-
hörigen Anlagen auf dem Werksgelände
rechtlich um Energieanlagen im Sinne des
EnWG handelt, auf die die für überwa-
chungsbedürftige Anlagen erlassenen Re-
gelungen nicht angewandt werden kön-
nen. 

Ähnliche Unsicherheiten entstanden 2003
durch den sehr unübersichtlich formulier-
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Auch nach den aktuellen Änderungen des Ordnungsrahmens unterliegen die Gasanlagen, über die Industrie- und gewerbliche Kunden von
Unternehmen der öffentlichen Gasversorgung beliefert werden, den sicherheitstechnischen Anforderungen des Energiewirtschaftsgesetzes
(EnWG). Das neue EnWG stellt nunmehr ausdrücklich klar, dass auch die Verteileranlagen auf dem Werksgelände der Letztverbraucher zu
den Energieanlagen gehören. Damit sind hierauf die sicherheitstechnischen Anforderungen für überwachungsbedürftige Anlagen wie die
§§ 12 bis 23 Betriebssicherheitsverordnung nicht anwendbar. Stattdessen gilt für sie die gesetzliche Vermutungswirkung des § 49 Absatz 2
EnWG, dass bei Beachtung des DVGW-Regelwerks von der Erfüllung der allgemein anerkannten Regeln der Technik auszugehen ist. Eine
zusätzliche Möglichkeit der haftungsrechtlichen Entlastung für den Betreiber industrieller Gasanlagen auf dem Werksgelände gegenüber ei-
nem möglichen Vorwurf der Fahrlässigkeit oder des Organisationsverschuldens bietet das neue DVGW-Arbeitsblatt G 1010. Es enthält die
aus sicherheitstechnischer Sicht notwendigen Anforderungen an die Qualifikation von Betreibern und die betriebliche Organisationsstruk-
tur. Die Einhaltung der Anforderungen kann durch eine externe Prüfung zum Technischen Sicherheitsmanagement (TSM) nachgewiesen
und vom DVGW beurkundet werden. 

Even following the recent changes in the legal framework, gas installations used for supply of industrial and commercial users by public
gas supply utilities remain subject to the safety-relevant requirements of the Energy Industry Act (German abbreviation: EnWG). The
new act now stipulates expressly that the ultimate users' distribution systems on the plant site also constitute part of "energy 
installations". The safety-relevant requirements for plants and systems subject to supervision, such as Articles 12 to 23 of the Plant-
Operation Safety Ordinance, are thus not applicable. The legal presumptive effect of § 49, Para. 2 EnWG that adherence to the 
generally acknowledged rules of technology may be assumed provided the DVGW code requirements are fulfilled applies instead to 
these installations. An additional potential for liability-law relief for operators of industrial gas facilities on plant sites vis-à-vis the
potential accusation of individual or corporate negligence is provided by the new DVGW Code 1010. This contains the requirements for
operator qualification and organizational structure necessary from a safety point of view. Adherence to these requirements can be 
verified by means of external Technical Safety Management (TSM) auditing and certified by the DVGW
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ten Anwendungsbereich der Betriebssi-
cherheitsverordnung. Sie enthält sowohl
Regelungen des Arbeitsschutzes, die vom
Ansatz her auch für Anlagen der Energie-
versorgung anwendbar sind, als auch si-
cherheitstechnische Anforderungen an
überwachungsbedürftige Anlagen, die auf
Energieanlagen aus den oben genannten
Gründen nicht angewandt werden dürfen. 

Die Neufassung des EnWG zählt nunmehr
ausdrücklich auch die Verteileranlagen der
Letztverbraucher zu den Energieanlagen,
und zwar einschließlich der letzten Ab-
sperrvorrichtung vor der Verbrauchsanlage.
Durch diese Präzisierung der Definition der
Energieanlagen wird die bereits 1992 mit
den zuständigen Bundes- und Ländermi-
nisterien abgestimmte und im Schrifttum
immer schon vorherrschende Rechtsauffas-
sung bestätigt. Dies bedeutet zugleich,
dass zuständige Behörden für diese Anla-
gen die Energieaufsichts- und nicht die Ge-
werbeaufsichtsbehörden der Länder sind.

Überblick über die 
wesentlichen Regelungen

Die für die Technik der Gasversorgung we-
sentlichen Vorgaben des Gesetz- und Ver-
ordnungsgebers finden sich in den Rechts-
bereichen Energiewirtschaftsrecht, Bau-
recht, Gewerbe-, Produktsicherheits- und
Arbeitsschutzrecht, Umweltrecht und
Recht der Energieeinsparung sowie den je-
weils dazugehörigen Regelungen im Recht
der Europäischen Gemeinschaft.

Dabei sind vorrangig zu behandeln:

– Gesetz über die Elektrizitäts- und
Gasversorgung (Energiewirtschafts-
gesetz – EnWG)

– Verordnung über Gashochdruckleitun-
gen – GasHL-VO

– Verordnung über Allgemeine Bedin-
gungen für die Gasversorgung von Ta-
rifkunden – AVBGasV

– Geräte- und Produktsicherheits-
gesetz – GPSG

– Betriebssicherheitsverordnung, sie gilt
für die:

– Bereitstellung und Benutzung von Ar-
beitsmitteln durch Beschäftigte,

– Errichtung und Betrieb von überwa-
chungsbedürftigen Anlagen (insoweit
nicht auf die in § 2 Abs. 7 GPSG 
ausgenommenen Energieanlagen im 
Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes
anwendbar!)

– Rohrfernleitungsverordnung (gilt nicht
für Gasleitungsanlagen nach dem 
Energiewirtschaftsgesetz!)

Verordnungen nach § 3 Abs. 1 GPSG zur
Umsetzung der EG-Binnenmarkt-Richtlini-

en hinsichtlich des Inverkehrbringens har-
monisierter Produkte, u. a.:

– Gasverbrauchseinrichtungsverordnung
(7. GPSGV)

– Maschinenverordnung (9. GPSGV)

– Druckgeräteverordnung (14. GPSGV)

Energiewirtschaftsgesetz
(EnWG)
Das Gesetz über die Elektrizitäts- und Gas-
versorgung (Energiewirtschaftsgesetz –
EnWG) vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970)
ist die wesentliche Rechtsvorschrift für die
Versorgung mit den leitungsgebundenen
Energien Elektrizität und Gas. Das in seiner
neuen Fassung erheblich umgestaltete und
erweiterte Gesetz dient neben den bisheri-
gen Zielen einer möglichst sicheren, preis-
günstigen und umweltverträglichen Ver-
sorgung nunmehr vor allem auch dazu,
über einen diskriminierungsfreien Netzzu-
gang einen wirksameren Wettbewerb bei
der Nutzung der Versorgungsleitungen
herzustellen. Daneben ist aber die bisheri-
ge Aufgabe des Gesetzes, die Anforderun-
gen an die technisch sichere Versorgung
und deren Überwachung zu regeln, im We-
sentlichen unverändert erhalten geblieben.
Sie wird in einzelnen Punkten sogar noch
klarer und eindeutiger als bisher formuliert. 

Das EnWG verlangt vor der Aufnahme des
Betriebs eines Gasversorgungsnetzes im
Regelfall eine Genehmigung durch die
Energieaufsichtsbehörde. Die technische
Errichtung und der Betrieb von Energiean-
lagen sind dagegen nach den Vorschriften
des EnWG nicht genehmigungspflichtig.
Eine Anzeigepflicht besteht lediglich im
Geltungsbereich der Verordnung über Gas-
hochdruckleitungen. Allerdings ist inzwi-
schen für die meisten Gasfernleitungen zu-
sätzlich die Durchführung eines Plan-
feststellungs- oder Plangenehmigungsver-
fahrens erforderlich.

Energieanlagen

Das EnWG regelt die technischen Anforde-
rungen an die Gasanlagen der Gasversor-
gungsunternehmen und auf dem Gelände
ihrer Industrie- und gewerblichen Kunden.
Die technischen Anforderungen knüpfen
an den Begriff der „Energieanlagen“ an.
Nach der neugefassten gesetzlichen Defini-
tion in § 3 Nr. 15 EnWG gehören zu den
Energieanlagen die „Anlagen zur Erzeu-
gung, Speicherung, Fortleitung oder Abga-
be von Energie“ (Strom oder Gas). Aus-
drücklich mit eingeschlossen werden darin
vom Gesetzgeber nunmehr auch die „Ver-
teileranlagen der Letztverbraucher“, über
die sie von Unternehmen der öffentlichen
Gasversorgung beliefert werden; „dies
schließt … bei der Gasversorgung auch die
letzte Absperreinrichtung vor der Ver-
brauchsanlage ein“. Die Rohrleitungen zur

Gasversorgung auf dem Gelände von In-
dustrie- und gewerblichen Kunden ein-
schließlich ihrer dem sicheren Betrieb die-
nenden Mess-, Steuer- und Regeleinrich-
tungen sind also ebenfalls Energieanlagen
im Sinne des EnWG. Lediglich die Ver-
brauchseinrichtungen selbst gehören nicht
mehr dazu. Für deren Beschaffenheit und
Inbetriebnahme gelten vor allem die har-
monisierten Anforderungen aus den ent-
sprechenden Richtlinien der Europäischen
Gemeinschaft und die zu deren Umset-
zung in deutsches Recht erlassenen Rege-
lungen.

Anforderungen
Die zentrale sicherheitstechnische Anforde-
rung des EnWG findet sich in § 49 Abs. 1:
„Energieanlagen sind so zu errichten und
zu betreiben, dass die technische Sicher-
heit gewährleistet ist. Dabei sind vorbehalt-
lich sonstiger Rechtsvorschriften die allge-
mein anerkannten Regeln der Technik zu
beachten“. 

Laut § 49 Abs. 2 EnWG wird die Einhaltung
dieser allgemein anerkannten Regeln der
Technik in der Gasversorgung vermutet,
wenn die technischen Regeln des DVGW
beachtet worden sind. Abs. 3 enthält die
EG-rechtlich erforderliche Gleichwertig-
keitsklausel. 

Eigenverantwortlichkeit 
Mit dem Verzicht auf detaillierte eigene
technische Anforderungen und Vorgaben
im Energiewirtschaftsgesetz drückt der Ge-
setzgeber seine Anerkennung der im Gas-
fach seit vielen Jahrzehnten erfolgreich
praktizierten weitestgehend eigenverant-
wortlichen Behandlung aller sicherheits-
technischen Belange aus. Hierzu gehört,
dass die Gaswirtschaft selbst für die techni-
sche Sicherheit ihrer Anlagen sorgt und
auch die erforderlichen technischen Regeln
aufstellt und anwendet, die das gesetzliche
Schutzziel ausfüllen. Die technischen Re-
geln des DVGW haben in der Praxis der
Versorgungsunternehmen einen sehr ho-
hen Befolgungsgrad. Die eigenverantwort-
liche Wahrnehmung der sicherheitstechni-
schen Belange beinhaltet zugleich die stän-
dige Aufgabe, auf aktuelle Entwicklungen
und Erkenntnisse zeitnah zu reagieren, da-
mit so die staatliche Aufsichtstätigkeit auf
ein Minimum reduziert werden kann. Weil
die Gasanlagen „Energieanlagen“ und kei-
ne „überwachungsbedürftigen Anlagen“
sind, entfallen kostenträchtige Prüfungen.
An deren Stelle treten die Maßgaben des
DVGW-Regelwerks, die ein im Ergebnis
mindestens gleichwertiges Sicherheitsni-
veau schaffen.

Diese vom EnWG zunächst den Betreibern
öffentlicher Gasversorgungsanlagen zuer-
kannte Eigenverantwortlichkeit gilt auch
für die Energieanlagen auf dem Gelände
der Letztverbraucher, die an die öffentliche
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Gasversorgung angeschlossen sind. Das
hat der Bundesgesetzgeber durch seine
klarstellende Definition der Energieanlagen
in § 3 Nr. 15 EnWG nunmehr auch aus-
drücklich im Gesetzestext geregelt.

Verordnung über Gashochdruck-
leitungen – GasHL-VO
Im Druckbereich von mehr als 16 bar ist zu-
sätzlich die Verordnung über Gashoch-
druckleitungen (GasHL-VO) einzuhalten.
Sie gilt für die Errichtung und den Betrieb
von Gashochdruckleitungen, die der öf-
fentlichen Versorgung dienen, mit einem
Druck von mehr als 16 bar betrieben wer-
den und das Werksgelände überschreiten
(§ 1 Abs. 1 Nr. 1). Sie ist, solange dieser
Druckbereich nicht unterschritten wird,
ggf. bis zur Gasverbrauchseinrichtung an-
zuwenden, und zwar unabhängig von der
Länge der Leitung auf dem Werksgelände
und der Zahl und Art der zwischengeschal-
teten Mess-, Regel- und sonstigen dem Lei-
tungsbetrieb dienenden Einrichtungen. In-
soweit ist die GasHL-VO auf § 49 Abs. 4
EnWG als Ermächtigungsgrundlage ge-
stützt. 

Daneben enthält der Verordnungstext auch
noch eine Reihe von Regelungen für nicht
der öffentlichen Versorgung dienende,
überwachungsbedürftige Hochdrucklei-
tungen über 1 bar Betriebsdruck (§ 1 Abs.
1 Nr. 2), die hiervon strikt getrennt werden
müssen. Allerdings sind diese Anforderun-
gen für überwachungsbedürftige Hoch-
druckleitungen inzwischen weitestgehend
außer Kraft gesetzt und in der neuen Rohr-
fernleitungsverordnung (BGBl. I S. 3809 ff.)
geregelt worden, die ihrem § 2 Abs. 3 zu-
folge allerdings auf Rohrleitungen der öf-
fentlichen Gasversorgung nach dem EnWG
nicht anwendbar ist.

§ 3 Abs. 1 der GasHL-VO verlangt, dass
Gashochdruckleitungen nach den Vor-
schriften des Anhangs zu dieser Verord-
nung und im Übrigen nach dem „Stand
der Technik“ errichtet werden müssen. Da-
mit wird jedoch im Ergebnis kein anderes
Anforderungsniveau als in § 49 Abs. 2
EnWG vorgeschrieben, denn auch die
GasHL-VO stellt eine Vermutungswirkung
im Text zugunsten des DVGW-Regelwerks
auf. So wird bei dessen Beachtung gesetz-
lich vermutet, dass der maßgebliche
„Stand der Technik” eingehalten worden
ist.

Haftungsrechtliche Bedeutung der
Vermutungswirkung zugunsten des
DVGW-Regelwerks
Weil technische Regeln nur empfehlenden
Charakter haben, kann von ihnen – anders
als von Rechtsnormen – ohne weiteres ab-
gewichen werden. Die Anwendung allge-
mein anerkannter technischer Regeln be-
gründet allerdings die Vermutung im Sinne
eines „Beweises des ersten Anscheins”, die

erforderliche Sorgfalt tatsächlich eingehal-
ten zu haben. Dies gilt umso mehr, wenn –
wie in § 49 Abs. 2 EnWG – der Gesetzge-
ber selbst eine solche Vermutungswirkung
ausdrücklich aufstellt. Zugunsten des An-
wenders des DVGW-Regelwerks wird dann
also per Gesetz für alle staatlichen Stellen
verbindlich angenommen, dass er die For-
derung des EnWG nach Beachtung der all-
gemein anerkannten Regeln der Technik
erfüllt hat. 

Dieser Vermutungswirkung, die nur in Aus-
nahmefällen widerlegbar ist, kann vor al-
lem bei der Klärung von Verantwortlichkei-
ten nach einem Schadensfall erhebliche
Bedeutung zukommen. Die Vermutungs-
wirkung kann jedoch auch zugunsten des-
jenigen wirken, der eine von den techni-
schen Regeln abweichende Lösung reali-
siert hat, wenn ihm der Nachweis gelingt,
dass seine abweichende Lösung zu min-
destens demselben Maß an Sicherheit ge-
führt hat, wie es bei Anwendung der tech-
nischen Regeln erreicht worden wäre.

Anwendbarkeit auf die Gasanlagen
auf dem Werksgelände von Indus-
trie- und gewerblichen Kunden

Diese Grundsätze des energiewirtschafts-
rechtlichen Ordnungsrahmens gelten zu-
nächst für das Gasversorgungsunterneh-
men selbst, das ein eigenes vitales Interesse
an der Sicherheit und Funktionsfähigkeit
seiner eigenen Anlagen hat. Der Gesetzge-
ber dehnt den Geltungsumfang dieser
Rechtslage, also EnWG, DVGW-Regelwerk
und weitestgehende Eigenverantwortlich-
keit, gleichermaßen auch auf die an das öf-
fentliche Gasversorgungsnetz angeschlos-
senen Gasanlagen auf dem Werksgelände
der Industrie- und gewerblichen Kunden
aus. Dies wird durch die neue Definition
des Begriffs „Energieanlagen“ in § 3 Nr. 15
EnWG noch klarer als bisher herausgestellt.
Auch die Gasanlagen von Industriekunden,
die mit Gasen der öffentlichen Gasversor-
gung beliefert werden, unterliegen also im
Grundsatz denselben technischen Rechts-
vorschriften. 

Als Folge daraus kann der Industriegaskun-
de die Kosten unnötiger aufwendiger Prü-
fungen einsparen, die häufig mit der vorü-
bergehenden Stilllegung seiner Anlagen
und mit Produktionsunterbrechungen ver-
bunden sind. Dem steht seine Verpflich-
tung zur eigenverantwortlichen Anwen-
dung des DVGW-Regelwerks als technisch-
rechtliche Alternative gegenüber. Durch
dessen Anwendung kann der Kunde von
der Fachkompetenz der ganzen Gasbran-
che profitieren, die auf gerade diese Art
von Anlagen spezialisiert ist. Allerdings
setzt die behördliche Anerkennung seines
eigenverantwortlichen Handelns voraus,
dass der Industriegaskunde sich mit den
einschlägigen technischen Anforderungen
intensiv befasst und auch danach handelt.

Technisches Sicherheitsmanage-
ment (TSM) nach dem DVGW-
Arbeitsblatt G 1010 für die 
Betreiber von Gasanlagen auf dem
Werksgelände

In Abstimmung mit der Energieaufsicht hat
der DVGW zunächst mit dem Arbeitsblatt
G 1000 sein Regelwerk um die Anforde-
rungen an die Qualifikation der verant-
wortlichen Personen und die innerbetriebli-
che Organisation der technischen Bereiche
der Versorgungsunternehmen vervollstän-
digt. Die Unternehmen können unter Zu-
hilfenahme von zusätzlichen Leitfäden ihre
Aufbau- und Ablauforganisation systema-
tisch untersuchen und eventuellen Hand-
lungsbedarf selbst feststellen. Auf diesem
Weg sollen die notwendigen organisatori-
schen Voraussetzungen für die Einhaltung
des DVGW-Regelwerks in den Unterneh-
men erfüllt und damit letztlich auch künf-
tig der Anspruch auf ein weitestgehend ei-
genverantwortliches Handeln der Unter-
nehmen abgesichert werden. 

Zusätzlich zu der Selbsteinschätzung bietet
der DVGW den Gasversorgungsunterneh-
men durch sein überbetriebliches Techni-
sches Sicherheitsmanagement (TSM) die
Möglichkeit, die Einhaltung der Anforde-
rungen im Arbeitsblatt G 1000 durch einen
neutralen Experten überprüfen zu lassen.
Nach erfolgreich bestandener Überprüfung
wird dem Unternehmen die Umsetzung
dieser technischen Regeln vom DVGW in
einer Urkunde bescheinigt. Auf diese Wei-
se kann die gesetzliche Vermutungswir-
kung zugunsten des DVGW-Regelwerks in
§ 49 Abs. 2 EnWG genutzt werden, um die
Verantwortlichen und das Gasversorgungs-
unternehmen von einem möglichen Vor-
wurf der Fahrlässigkeit oder des Organisa-
tionsverschuldens zu entlasten.

Dieses bereits seit einigen Jahren erfolg-
reich durchgeführte und von der Energie-
aufsicht unterstützte Technische Sicher-
heitsmanagement ist mit dem neuen
DVGW-Arbeitsblatt G 1010 nunmehr auch
für die Betreiber von Erdgasanlagen auf in-
dustriellen und gewerblichen Werksgelän-
den nutzbar. Sie können jetzt anhand der
spezifischen Anforderungen dieses Arbeits-
blattes und des dazugehörigen Leitfadens
zunächst selbst einschätzen, inwieweit die
Qualifikation ihres verantwortlichen Perso-
nals und die betriebliche Organisation ihres
technischen Bereichs den technischen Re-
geln des DVGW entspricht. Nach einer zu-
sätzlich möglichen neutralen Beurteilung
durch einen TSM-Experten des DVGW er-
halten sie darüber eine Bescheinigung in
Form einer Urkunde. Die Energieaufsichts-
behörden begrüßen diesen Nachweis der
Einhaltung der Anforderungen und gehen
in einem solchen Fall auch nach einem
Schadensereignis von der gesetzlichen Ver-
mutung aus, dass ein Organisationsver-
schulden nicht vorgelegen hat.
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Abgrenzung 
Dieses System der gesetzlichen Regelung
der technischen Anforderungen und der
Überwachung von Energieanlagen unter
Einbeziehung des DVGW-Regelwerks und
mit weitestgehend eigenverantwortlichem
Handeln der Beteiligten ist deutlich zu tren-
nen von den Regelungen für die überwa-
chungsbedürftigen Anlagen im Geräte-
und Produktsicherheitsgesetz. Dieses nach-
folgend behandelte Gesetz enthält aller-
dings in § 2 Abs. 7 Satz 3 auch die ent-
scheidende Abgrenzungsvorschrift zwi-
schen diesen beiden Rechtsmaterien.

Geräte- und Produktsicher-
heitsgesetz – GPSG
Das am 01. 05. 2004 in Kraft getretene
neue Gesetz über technische Arbeitsmittel
und Verbraucherprodukte (Geräte- und
Produktsicherheitsgesetz – GPSG) ermäch-
tigt die Bundesregierung in § 14 Abs. 1,
„zum Schutz der Beschäftigten und Dritter
vor Gefahren durch Anlagen, die mit Rück-
sicht auf ihre Gefährlichkeit einer besonde-
ren Überwachung bedürfen (überwa-
chungsbedürftige Anlagen)“, spezielle An-
forderungen in Rechtsverordnungen zu
erlassen. Zu solchen Anlagen zählen nach
§ 2 Abs. 7 GPSG z. B. Dampfkessel, Druck-
behälter, Rohrleitungen für brennbare
Gase. Die Anforderungen an die techni-
sche Auslegung, Prüfung und Genehmi-
gung sowie den Betrieb und die wieder-
kehrende Überwachung dieser Anlagen
sind vor allem in der Betriebssicherheitsver-
ordnung geregelt, die Anfang 2003 die
bisherigen Verordnungen über Dampfkes-
sel, Druckbehälter usw. abgelöst hat. 

Nach § 2 Abs. 7 Satz 3 GPSG zählen jedoch
die meisten Energieanlagen im Sinne von 
§ 3 Nr. 15 EnWG – u. a. alle Rohrleitungen
bis zur Verbrauchsanlage einschließlich ih-
rer dem sicheren Betrieb dienenden Mess-,
Steuer- und Regeleinrichtungen – nicht zu
den überwachungsbedürftigen Anlagen. 

Für die Errichtung und den Betrieb von
Energieanlagen ist daher das Geräte- und
Produktsicherheitsgesetz mit seinen Ver-
ordnungen nicht anwendbar. Es gelten
hierfür vielmehr allein die Regelungen des
EnWG, die der Eigenverantwortlichkeit des
Betreibers die entscheidende Bedeutung
zuweisen. Da auch die Rohrleitungen, über
die Industriekunden der öffentlichen Gas-
versorgung beliefert werden, Energieanla-
gen im Sinne dieser gesetzlichen Definition
sind, unterliegen sie also ebenfalls ein-
schließlich der ihrem sicheren Betrieb die-
nenden Mess-, Steuer- und Regeleinrich-
tungen allein den sicherheitstechnischen
Anforderungen des EnWG mit seiner Ver-

weisung auf das DVGW-Regelwerk. Dies
kann auch nicht durch eine auf Grundlage
des GPSG erlassene Rechtsverordnung, wie
z. B. die Betriebssicherheitsverordnung, an-
ders geregelt werden. 

Zuständige Aufsichtsbehörden für alle
Energieanlagen, auch die auf dem Werks-
gelände, sind nach § 49 Abs. 5–7 die Ener-
gieaufsichtsbehörden der Länder, nicht die
Gewerbeaufsichtsbehörden nach § 18
GPSG.

Betriebssicherheitsverord-
nung – BetrSichV
Die auf Grundlage des Geräte- und Pro-
duktsicherheitsgesetzes und des Arbeits-
schutzgesetzes erlassene „Verordnung
über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei
der Bereitstellung von Arbeitsmitteln und
deren Benutzung bei der Arbeit, über Si-
cherheit beim Betrieb überwachungsbe-
dürftiger Anlagen und über die Organisati-
on des Betrieblichen Arbeitsschutzes“ – so
der volle Titel der am 1. Januar 2003 in
Kraft getretenen Betriebssicherheitsverord-
nung (BetrSichV) vom 27. September 2002
(BGBL I S. 3777) – regelt unterschiedliche,
in der Anwendung genau zu trennende
Rechtsmaterien. Ihr Geltungsbereich um-
fasst zunächst arbeitsschutzrechtliche An-
forderungen an Arbeitsmittel (§ 1 Abs. 1 in
Verbindung mit dem 2. Abschnitt der Be-
trSichV). Andererseits sind in § 1 Abs. 2 in
Verbindung mit dem 3. Abschnitt (§§ 12–
23) Anforderungen an die Auslegung, Er-
richtung, Inbetriebnahme, den Betrieb und
wiederkehrende Prüfungen von überwa-
chungsbedürftigen Anlagen geregelt, die
die alten Verordnungen nach § 11 Geräte-
sicherheitsgesetz ablösen.

Es ist daher bei der Anwendung der Be-
triebssicherheitsverordnung sorgfältig zu
unterscheiden, zu welcher dieser beiden
Regelungsarten die jeweils anzuwendende
Bestimmung zu rechnen ist. Während die
arbeitsschutzrechtlichen Regelungen des 2.
Abschnittes vom Grundsatz her auch auf
Energieanlagen anzuwenden sind, gelten
nach § 1 Abs. 2 die Anforderungen und
Prüfvorschriften der §§ 12–23 BetrSichV an
Rohrleitungen für entzündliche Gase (§ 1
Abs. 2 Nr. 1d) und der hierzu erlassenen
technischen Bestimmungen (§ 24 Abs. 4 u.
5) nämlich nur für solche Rohrleitungsanla-
gen, die zu den „überwachungsbedürfti-
gen Anlagen“ im Sinne des § 14 Abs. 1
GPSG gehören. 

Aus der oben näher dargestellten gesetzli-
chen Abgrenzung der Energieanlagen von
den überwachungsbedürftigen Anlagen in
§ 2 Abs. 7 Satz 3 GPSG folgt also, dass
auch die Rohrleitungen auf dem Werksge-

lände von Industriekunden bis zur letzten
Absperreinrichtung vor der Verbrauchsan-
lage zu den Leitungsanlagen gehören, die
aus dem Geltungsbereich der §§ 12–23
BetrSichV ausgenommen sind. Sie sind kei-
ne überwachungsbedürftigen Anlagen,
sondern unterliegen allein den sicherheits-
technischen Anforderungen des EnWG.
Für sie gilt das Energiewirtschaftsgesetz
mit der Vermutungswirkung, dass bei Ein-
haltung des DVGW-Regelwerks die gesetz-
liche Anforderung, die allgemein aner-
kannten Regeln der Technik zu beachten,
als erfüllt anzusehen ist.

Energieaufsichtsbehörde
Zuständige Aufsichtsbehörde für alle Be-
treiber von Energieanlagen ist die Energie-
aufsicht, die in der Regel den Wirtschafts-
ministerien der Bundesländer zugeordnet
ist. Schon nach altem Recht hatten die
Energieaufsichtsbehörden gegenüber den
Energieversorgungsunternehmen weitrei-
chende Befugnisse, um die Einhaltung der
Vorschriften des EnWG sicherzustellen.
Nach dem neuen EnWG wird nicht mehr
unterschieden, wem die Gasanlagen gehö-
ren und wo sich befinden, sondern nur
noch auf ihre rechtliche Qualifikation als
Energieanlagen abgestellt. Damit sind auch
die Betreiber der Gasanlagen auf dem
Werksgelände ausdrücklich den Aufsichts-
maßnahmen der Energieaufsicht unterwor-
fen, zu denen nach § 49 Abs. 5–7 EnWG
insbesondere die folgenden möglich sind:

– Anordnung der im Einzelfall zur Sicher-
stellung der Anforderungen an die tech-
nische Sicherheit von Energieanlagen er-
forderlichen Maßnahmen,

– Auskunftsrecht über technische und wirt-
schaftliche Verhältnisse, soweit diese zur
Überwachung der sich aus dem EnWG
ergebenen Pflichten erforderlich sind, so-
wie

– Betretungs- und Überprüfungsrecht, um
auf Betriebsgrundstücken, in Geschäfts-
räumen und Einrichtungen der Betreiber
von Energieanlagen Prüfungen vorzu-
nehmen.
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